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Satzungsbeschluss für den Bebauungsplan für das Wochenendhausgebiet "An der 
Hammei-Wiese 2" in Angermünde 

finanzielle Auswirkungen 
X 1 keine haushaltsmäßige Berühruno 1 Auswirkunoen siehe Sachverhalt 

Gesamtkosten der Maßnahme: € 
Ggf. Höhe des Zuschusses: € 

Sachverhalt siehe Seite 2: Anlage(n): D 

Beschlussvorschlag: 

Die Stadtverordnetenversammlung möge den Bebauungsplan einschl. dazugehöriger 
Begründung für das Wochenendhausgebiet ,,An der Hammei-Wiese 2" beschließen. 

~.~ 
Behm 
Stellv. Bürgermeisterin 



Beschlussvorlage für die Stadtverordnetenversammlung am 08.03.2006 

Betreff: Textbebammgsplan für das Wochenendhausgebiet „An der Hammei- Wiese 2" in 
Angermünde 

Hier: Beschluss über die Satzung für das Wochenendhausgebiet „An der Hammei- Wiese 
2" in Angermünde 

Anlass: Auf der Grundlage des Beschlusses Nr. 8/155/2004vom18.08.2004 wurde ein 
Textbebauungsplan für das Wochenendhausgebiet ,,An der Hammei- Wiese 2" in 
Angermünde erarbeitet_. Gemäß Besc_hluss- Nr. 3/52/2005 wurde der 
Textbebauungsplan öffentlich ausgelegt und die Behörden und Träger öffentlicher 
Belange sowie die benachbarten Verwaltungsämter zur Abgabe einer Stellungnahme 
aufgefordert. Der Beschluss über die Behandlung der Anregungen aus der 
Öffentlichkeitsbeteiligung sowie der Behörden und Träger öffentlicher Belange und 
der benachbarten Verwaltungsämter wurde in der SVV am 26.10.2005 gefasst. 

Beschluss:· 

Die Stadtverordnetenversammlung ·möge den Bebauungsplan einschl. dazi.igehöriger 
Begründung für das Wochenendhausgebiet ;,An der Hammei- Wiese 2" beschließen. 

Dezematill 

1 

. 1 · 
1 

i 
l 

. l · 



Textbebauungsplan für das Wochenendhausgebiet „ An der Hammei-Wiese 
2" in Ange_rmünde 

Auf der Grundlage des § 10 Abs. l Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004 zuletzt geändert durch Artikel 21 des Gesetzes 
vom 21. Juni 2005 sowie der Gemeindeordnung (GO) des Landes Brandenburg vom in der 
Neufassung vom 10.0ktober 2001 zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. 
Juni 2005 hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Angermünde in Ihrer Sitzung am 
08.03 .2005 folgenden Textbebauungsplan beschlossen: 

1. Festsetzungen 

1.1. Dieser Bebauungsplan gilt für den Bereich des Sondergebietes- Wochenendhausgebiet 
gemäß § 10 BauNVO „An der Hammei- Wiese 2" in Angermünde. 
Der Bereich umfasst die Flurstücke Gemarkung Angermünde, Flur 7, Flurstücke 350, 
351, 352, 353, 354, 355, 356, 357, 358, 359, 360, 361, 362, 363, 364, 365, 366, 367, 368, 
369, 370, 371, 372, 373, 482, 481, 375, 376, 377, 378, 379, 380, 381, 382, 383, 384 und 
385. . 
Im Norden wird das Plangebiet begrenzt von dem vom Wasser nicht bedeckten Teil des 
Mündesees (mittlere Wasserstandshöhe 41,41mHN76). Im Süden wird das Plan.gebiet 
begrenzt vom Radweg am Mündesee. 
Im Osten wird das Plan.gebiet begrenzt von der Hammei-Wiese. Im Westen grenzt das 
Plangebiet an das Dauerkleingartengebiet an der Bleiche. _ 
Diesem Textbebauungsplan ist ein Übersichtsplan beigelegt. 

1.2. Das Plan.gebiet wird als Sondergebiet- Wochenendhausgebiet gemäß § 10 BauNVO 
festgesetzt. 
Das Wochenendhausgebiet ,,An der Hammei- Wiese 2" dient zu Zwecken der Erholung, 
ausschließlich dem Freizeitwohnen in Wochenendhäusern. 

1.3 Es sind Wochenendhäuser zulässig. Diese sind als eingeschossige Gebäude zulässig, die 
eine Firsthöhe von 4,0 m über der Geländehöhe nicht überschreiten. Die Traufhöhe darf 
3,0 m uber der Geländehöhe nicht überschreiten. Es ist die Geländehöhe am tiefsten 
Punkt des Geländes am Standort des Gebäudes maßgebend 

1.4. Es wird eine GRZ von 0,2 festgesetzt. 
1.5. An vorhandenen Wochenendhäusern sind bauliche Erweiterungen zulässig. Für das 

vorhandene Wochenendhaus und die Erweiterung oder für das vorhandene 
Wochenendhaus und die überdachte Terrasse sind zusammen höchstens 50 m2 

Grundfläche zulässig. Hat das Gebäude eine Grundfläche von 50 m2 darf es dann keinen 
überdachten Freisitz haben. Bauliche Erweiterungen sind mit einer max. Firsthöhe von 
4,0 m über der Geländehöhe zulässig. Es ist die Geländehöhe am tiefsten Punkt des 
Geländes am Standort des Gebäudes maßgebend. Gauben sind unzulässig. 

1.6. Nebengebäude sind separate Gebäude tmd bis maxi.mal 6 m2 Grundfläche zulässig. 
1. 7. Offene und geschlossene Garagen sind unzulässig. Das Errichten von Carports ist 

zulässig. Carports sind Stellplätze mit Schutzdächern ohne Wände. 
Carports dürfen eine maximale Grundfläche von 20 m2 sowie eine mittlere Höhe von 3 m 
bezogen auf die Geländehöhe nicht überschreiten. Es ist die Geländehöhe am tiefsten 
Punkt des Geländes am Standort des Gebäudes maßgebend. 

1.8. Bauliche Anlagen sind in einem Abstand von 50 m von der Uferlinie (mittlere 
Wasserstandshöhe 41,41 m HN 76) entfernt unzulässig. Vomandene bauliche Anlagen 
dürfen nicht erweitert werden. 
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1.9 Das auf dem nördlichen Teil des Flurstücks 350 befindliche Biotop darf nicht bebaut, 
zerstört oder erheblich oder nachhaltig beeinträchtigt werden. 

1.10. Werden die Flurstücke 356 und 357 bebaut, so sind je Flurstück zwei Obstbäume, Halb
oder Hochstamm (alte uckermärkische Sorten) zu pflanzen. 

1.11. Auf jedem Gnmdstück ist maximal ein Wochenendhaus zulässig. Die Gnmdstücke 
gehen vom Radweg bis zum vom Wasser nicht bedeckten Teil des Mündesees. Die 
Grundstücke können aus mehreren Flurstücken bestehen. Sollten Grundstücke geteilt 
worden sein, dürfen diese insgesamt nur mit einem Wochenendhaus bebaut werden. 

1.12. Das anfallende Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück zu versickern 
1.13. Die Mindestabstandsfläche von 3 m kann bis auf 1,25 m reduziert werden, wenn in den 

sich gegenüberliegenden Außenwänden keine Offuungen vorhanden sind 
L 14 Für Stellplätze und Parzellenzufahrten sind wasser- und luftdurcblässige Beläge zu 

verwenden, wie z.B. Rasengittersteine, wassergebundene Decken, wasserdurchlässiges 
Pflaster. 

1.15. Einfriedungen sind nur mit einheimischen standortgerechten Gehölzen der Pflanzliste 
in Form von Hecken bis zu einer Höhe von 1,50 m oder als 1,20 m hohe offene 
Einfriedungen zulässig. 

1.16. Für Einfriedungen· sind die in der Pflanzliste aufgeführten Bäume und Sträucher 
zu verwenden. 

Comus sanguinea 
Coiyl us avellana 
Euonymus europaeus 
Frangula a1nus 
Hedera Helix 
Lonicera xylosteum 
Prunlis spinosa 
Rhamnus cathartius 
Rosacania 
Rosa corymbifera 
Rosa rubiginosa 
Rubus caesius 
Alix aurita 
Salix caprea 
Salix cinerea 
Salix triandra 
Salix viminalis 
Sambucus nigra 
Viburnum opulus 
Ligustrum vulgare 

Echter Hartriegel 
Waldbasel 
Ffaffenhüttchen 
Faulbaum 
Gemeiner Efeu 
Gemeine Heckenkirsche 
Schlehe 
Kreuz.dem 
Hundrose 
Heckenrose 
Weinrose 
Kratzbeere 
Ohrweide 
Salweide 
Grauweide 
Mandelweide 
Korbweide 
Schwarzer Holunder 
Gewöhnlicher Schneeball 
Liguster 
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'V"erfahrensverrnerke 

Bürgermeister 

Bürgermeister 

5. 

. e.o. . . 
Bürgermeister 
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7. Der Entwwf des Bebammgsplanes mit Begründung hat in der Zeit vom 17.05.2005 
bis 20.06.2005 während folgender Zeiten 
montags, mittwochs, donnerstags von 09.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
dienstags von 09.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
freitags von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich zur Einsicht im Stadtbauamt Angermünde 
ausgelegen. Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen 
während der Auslegungsfrist abgegeben werden können und das nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebammgsplan 
unberücksichtigt bleiben k~nnen, am Ob. 0$': ~rtsüblich bekannt~emacht worden. 
Gemäß § 13 (3) BauGB wrrd von der Umweltprüfung nach § 2 abs. 4, von dem 
Umweltbericht nach § 2a und von der An § 3 Abs. 2 S z 2 BauGB, welche 
Arten umweltbezogener Information N EI<: · abgeseh 4c ist nicht 

anzuwenden. ,~~ .'f! ~~ ~~ 
"r~if ~r Bürgermeister ~ lJJit.L) 

.-'[,. "":.3...7 
v..J . 

\_ ,, „/j 

8. Die Stadtverordnetenversammlung hat-'-"· ...... · ........ ~. 
aus der Beteiligung der Öffentlichkeit t:;t;Ni~h.n-. 

9. 

"-"?'" 
'? 

Bürgermeister . 

11. Die Erfülhmg der Nebenbestimmungen wurde mit Schreiben vom ....... „ ••. der höheren 
Verwaltungsbehörde nachgewiesen. 

oe . 03. ~wird hiermit 

~r 
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13. Die Erteihmg der Genehmigung des Bebauungsplan.es sowie die Stelle, bei der der 
Plan auf Dauer während der Dienststunden von j edennann eingesehen werden kann und 
über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind am Z& .()b.Ofoortsüblich bekannt gemacht 
worden. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie der 
Rechtsfolge (§215 Abs. 2 BauGB) lllld weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von 
Entschädigungsansprüchen(§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Die Satzung ist am 
2~. Ob. äio(o in Kraft getreten . 

.. O~J)l.Db 
Angermunde, den ............................... . 

\__--
Bürgermeister 

Rechtsgrundlagen 

1. Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 
zuletzt geändert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 

2. Runderlass des ::Ministeriums für Stadtentwicklung Wohnen und Verkehr über die 
Anwendung lID.d Erarbeitung von Textbebauungsplänen (Runderlass Nr. 23/2/1997 vom 
09.Juni 1997, Amtsblatt für Brandenburg Nr. 26 vom 03. Juli 1997) 

3. Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung
BauNVO) in der Fassnng der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132) 
zuletzt geändert durch den Artikel 3 des Gesetzes vom_22. April 1993 

4. Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) vom 16.Juli 2003 geändert durch das Gesetz 
vom 15. September 2005 

5. Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von Satzungen lllld sonstigen 
ortsrechtlichen Vorschriften in den Gemeinden, Ämtern und Landkreisen 
(Bekanntmachllllgsverordnlmg) vom 01. Dezember 2000 

6~ Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25. März 2002 zuletzt geändert dmch Artikel 40 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 

7. Brandenburgisches Naturschutzgesetz (BbgNatSchG) in der Fassung vom 26. Mai 2004 
(GVBI. I, S. 350) 

8. Gemeindeordnung für das Land Brandenburg (Gemeindeordnung-GO) in der Fassung 
vom 10.0ktober 2001 zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juni 2005 
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Begründung 

1. Anlass, Erfordernis und Ziel 

Das Gelände des Wochenendhausgebietes „An der Hammei- Wiese 2" in Angermünde ist 
bebaut mit Wochenendhäusern ood kleinen Nebengebäuden. 
Das gesamte Gebiet ist unterteilt in schmale, lange Flurstücke. Zum Zeitpunkt der Errichtung 
der Gebäude wurden die Grundstücke kleingärtnerisch und zur Erholung genutzt. 
Im Laufe der Jahre veränderten sich die Bedürfnisse der Nutzer und an den Gebäuden wurde 
an- und umgebaut, die kleingärtnerische Nutzung trat in den Hintergrund. 
Einige Nutzer der Wochenendhäuser beabsichtigen ihre Gebäude zu vergrößem 
Der Flächennutzungsplan der Stadt Angermünde wird zurzeit überarbeitet. In der 
Überarbeitung ist dieses Gebiet als Sondergebiet- Wochenenclliäuser ausgewiesen. 
Das dem Bebauungsplan zugrundeliegende städtebauliche Konzept verfolgt das Ziel, den 
Charakter des Wochenendhausgebietes zu erhalten. 
Eine Erweiterung oder Verdichtung des vorh. Gebietes soll nicht erfolgen. 

. Um eine Klarstellung zur Größe der Wochenendhäuser zu erreichen, besteht das Erfordernis 
zur Planaufstellung gemäß § 1 BauGB. 
Der Textbebauungsplan soll den planungsrechtlichen Rahmen für die Bebauung festlegen und 
die Schaffung einer städtebaulichen Ordnoog gewährleisten. 

2. Abgrenzung und Beschreibung des Gebietes 

2.1. Lage und Abgrenzung 
Das Plan.gebiet liegt nordöstlich des Stadtgebietes von Angermünde, nördlich der 
Bundesstraße 2. 
Im Norden wird das Plangebiet begrenzt von dem vom Wasser bedeckten Teil des 
Mündesees. Im Süden wird das Plangebiet begrenzt vom Radweg am Mündesee. Im Osten 
wird das Plangebiet begrenzt von der Hammei-Wiese. Im Westen grenzt das Plangebiet an 
das Dauerkleingartengebiet an der Bleiche. 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplan.es hat eine Größe von ca. 47 750 m2• Er umfasst die 
Gemarkung Angermünde Flur 7 mit den Flurstücken 350, 351, 352, 353, 354, 355, 356, 357, 
358, 359, 360, 361, 362, 363, 364, 365, 366, 367, 368, 369, 370, 371, 372, 373, 482, 481, 375, 
376, 377, 378, 379, 380, 381, 382, 383, 384 und 385. 

2.2 städtebauliche Bestandssituation 
Das Plan.gebiet liegt am Ufer des Mündesee. 
Dieses Plangebiet ist bebaut mit einer Vielzahl von Wochenendhäusern und Nebengebäuden. 

2.3 vorhandene Erschließungssituation 
Die Verkehrserschließung erfolgt über den Radweg am Mündesee. Dieser hat eine Breite von 
3m 
Die Trinkwasserversorgung des Plangebietes erfolgt über die entlang des Radweges geführte 
Trinkwasserleitung. 
Die Entsorgung des Abwassers erfolgt über Sammelgruben auf den einzelnen Flurstücken. 
Die Flurstücke haben einzelne Elektroanschlüsse. · 

2.4 Eigentmnsverhältnisse 
Die Flurstücke befinden sich alle in Privatbesitz bis auf die Flurstücke 3 75 und 376. 
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Diese Flurstücke sind Eigentum der Stadt Angermünde. 

3. kommunale Planungen- Flächennutzungsplan 

Das Plangebiet wird als Sondergebiet- Wochenendhausgebiet im Flächennutzungsplan der 
Stadt Angermünde dargestellt. 

4. Schutzgebiete, Schuttzonen 

Im Plangebiet befinden sich ein geschütztes Biotop auf dem Flurstück 3 50 der Flur 7 
Gemarkung Angermünde. 
In einem Abstand von 50 m von der Uferlinie in Richtung Süden befindet sich eine 
Uferschutzzone gemäß § 48 BbgNatSchG. 
Andere Schutzgebiete oder Schutzz.onen befinden sich nicht im Plangebiet. 

5. angrenzende besondere Bereiche 

Im Süden grenzt das Plangebiet an ein bestehendes Gewerbegebiet Es ist dabei zu 
berücksichtigen, dass das Plangebiet aus einer vorhandenen Nutzung hervorgeht. Es wird kein 
neues Plangebiet entwickelt. Die Nutzungen Gewerbegebiet und Wochenendhausgebiet haben 
sich in den vergangenen Jahren nebeneinander entwickelt. Die Eigenart des Plangebietes im 
Rahmen der Bewertung der Schutzbedürftigkeit führt dazu, dass die Störanfälligkeit dem 
eines allgemeinen Wohngebietes gleichgesetzt werden muss in diesem Fall. 

6. Planinhalt und Festsetzungen 

1. Das Plangebietwird als Sondergebietftir Wochenendhäuser gemäß§ 10 BauNVO 
festgesetzt. 
Das Wochenendhausgebiet „An der Hammei- Wiese 2" dient zu Zwecken der Erholung, 
ausschl.ießlich dem Freizeitwohnen in Wochenendhäusern. 

Die vorhandene Flurstücksstruktur ist gekennzeichnet durch schmale lange Flurstücke. 
Diese Flurstücksstruktur lässt unter Beachtung gesunder Wohnverhältnisse und gegenseitiger 
Rücksich1nahme eine Bebauung mit Einfamilienhäusern nicht zu. Bauordmmgsrechtliche 
Forderungen zu z.B. Abstandsflächen und Brandabständen können nicht eingehalten werden. 
Das gesamte Gebiet ist als Erhohmgsgebiet angelegt und ist so zu erhalten. 
Eine Nutzung als Dauerwohnsitz lässt die vorh. Struktur nicht zu. 

2. Es sind eingeschossige Wochenendhäuser zulässig. Diese sind als eingeschossige 
Gebäude zulässig, die eine maximale Firsthöhe von 4, 0 m über der Geländehöhe nicht 
überschreiten. Die Traujhöhe daif 3, 0 m über der Geländehöhe nicht überschreiten. 

Es ist die Geländehöhe am tiefsten Punkt. des Geländes am Standort des Gebäudes 
maßgebend. 

Um den Charakter der Siedhmg zu erhalten und die Beeinträchtigungen, die auf Grund der 
schmalen Flurstücke vorhanden sind, so gering wie möglich zu halten, sollten nur 
eingeschossige Gebäude mit einer max. Firsthöhe von 4,0 m zugelassen werden. Die 
Traufhöhe sollte 3 ,0 m nicht überschreiten um hier eine Zweigeschossigkeit zu verhindem 
Bei diesen schmalen Flurstücken ist die Beeinflussung des Nachbarn durch noch höhere 
Gebäude zu groß und der Erholungscharakter der Grundstücke wäre stark beeinträchtigt. 
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3. Es wird eine GRZ von 0, 2 festgesetzt. 

Diese Festsetzmig stellt sicher, dass ein großer Teil der Flächen auf den Flurstücken nicht 
versiegelt werden kann und dem Naturhaushalt weiterhin zur Verfügung steht. 
Ein Wochenendhausgebiet ist charakterisiert durch gering versiegelte Flächen. 

4. An vorhandenen Wochenendhäusern sind bauliche Erweiterungen zulässig. 
Für das vorhandene Wochenendhaus und die Erweitenmg oder für das vorhandene 
Wochenendhaus und die überdachte Terrasse sind Zusammen höchstens 50 m' 
Grundfläche zulässig. Hat das Gebäude eine Gnmdfläche von 50 m 2 daif es dann keinen 
überdachten Freisitz haben. 
Bauliche Erweiterungen sind mit einer maximalen Firsthöhe von 4, 0 m über der 
Geländehöhe zulässig. Es ist die Geländehöhe am tiefsten Punkt des Geländes am Standort 
des Gebäudes maßgebend 
Gauben sind unzulässig. 

Die in diesem Gebiet vorhandenen Wochenendhäuser haben zum großen Teil eine max. 
Grundfläche von 40 bis 50 m2 einschließlich überdachtem Freisitz. Diese sollte beibehalten 
werden um eine stärkere Verdichtung der Bebauung auszuschließen und den Charakter des 
Wochenendhausgebietes zu erhalten. Bauliche Anlagen in Wochenendhausgebieten müssen 
sich in der Größe deutlich von Wohnhäusern unterscheiden. Die Größe.von 50 m2 deckt den 
Größenbedarf für eine Wochenendnutzung. Das durch schmale, lange Flmstücke 
gekennzeichnete Gebiet lässt eine massivere Bebauung nicht zu, ohne den Nachbarn deutlich 
in seiner Wochenendhausnutzung zu beeinflussen. Der Erholungscharakter wäre dann kaum 
noch möglich. Deshalb ist eine Begrenzung der max. Bebammgsgröße notwendig. 

5. Nebengebäude sind separate Gebäude und bis maximal 6 m'Grundjläche zulässig. 

Nebengebäude müssen sich in ihrer Größe wesentlich von den Hauptgebäuden unterscheiden. 
Dadurch das das Nebengebäude ein separates Gebäude werden soll, soll gewährleistet 
werden, dass die Nebengebäude nicht als zusätzlicher Raum zum Hauptgebäude gestaltet 
werden können und somit eine Unterwanderung der Festsetzung Nr. 3 möglich ist. 

6. Offene und geschlossene Garagen sind unzulässig. 
Das Errichten von Carports ist zulässig. Carports sind Stellplätze mit Schutzdächern 
ohne Wände. 
Carports düifen eine maximale Grundfläche von 20 m' sowie eine mittlere Höhe von 3 m 
bezogen auf die Geländehöhe nicht überschreiten. Es ist die Geländehöhe am tiefsten 
Punkt des Geländes am Standort des Gebäudes maßgebend 

Da es sich um ein Wochenendhausgebiet handelt und die Nutzer sich dort nur zeitweise 
aufhalten, ist die Errichtung von Garagen nicht notwendig. 
Die Zulassl.lllg von Carports, als eine besondere Form der offenen Garage, wird erlaubt. Es 
soll den Nutzern der Wochenendhausgrundstücke die Möglichkeit geben ihr Auto vor 
Umwelteinflüssen zu schützen. Eine Verkleidung der offenen Wände des Cruports in jeglicher 
Form ist nicht erlaubt. 
Die Beschränkung der Carportgröße auf den Parzellen soll sicherstellen, dass die Parzellen 
nicht intensiver bebaut werden und damit auf den schmalen Flurstücken nur geringe 
Beeinträchtigungen für den Nachbarn entstehen. 
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7. Bauliche Anlagen sind in einem Abstand von 50 m von der [[ferlinie (mittlere 
Wasserstandshöhe 41,41mHN76) enifemt unzulässig. Vorhandene bauliche Anlagen 
dülfen nicht erweitert werden. 

Bei diesem Bereich handelt es sich um eine Uferschutzz.one gemäß § 48 BbgNatSchG, die 
von jeglicher Bebammg freizuhalten ist. 

8. Das auf dem nördlichen Teil des Flurstücks 350 befindliche Biotop daif nicht bebaut, 
zerstört oder erheblich oder nachhaltig beeinträchtigt werden. 

Auf dem nördlichen Teil des Flurstücks 350 befindet sich ein gesetzlich geschütztes Biotop. 
Es handelt sich hierbei um den Biotoptyp „Sumpf' in der Ausprägung „Weidengebüsch 
nasser Standorte. 
Gemäß § 32 BbgNatSchG sind geschützte Biotope vor erheblichen oder nachhaltigen 
Beeinträchtigmigen zu schützen. 

9. Werden die Flurstücke 356 und 357 bebaut, so sind je F/.urstück zwei Obstbäume, Halb
oder Hochstamm (alte uckermärkische Sorten) zu pflanzen. 

Bei den Flurstücken 356 und 357 handelt es sich um unbebaute Grundstücke. Werden diese 
Grundstücke bebaut ist ein Ausgleich dafür auf den Grundstücken zu schaffen. 

10. Aujjedem Grundstück ist maximal ein Wochenendhaus zulässig. Die Grundstücke gehen 
vom Radweg bis zum vom Wasser nicht bedeckten Teil des Mündesees. Die · 
Grundstücke können aus mehreren Flurstücken bestehen. Sollten Grundstücke geteilt 
worden sein, dürfen diese insgesamt nur mit einem Wochenendhaus bebaut werden. 

Der Bebauungsplan hat das Ziel eine Bestandssicherung in diesem Gebiet durchzuführen. 
Durch die Festsetzung, dass auf den Wochenendhausgrundstücken maximal ein 
Wochenendhaus zulässig ist und dieses nicht durch die Teilung von Grundstücken 
unterwandert werden kann, soll das Ziel des Bebauungsplanes gesichert werden. 
Durch Teilung könnten sonst viele neue Grundsstücke entstehen und bebaut werden. Dies 
würde zu einer massiven Verdichtung der Bebauung führen und der Erholungscharakter des 
Gebietes wäre stark beeinträchtigt. 

11. Das anfallende Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück zu versickern. 

Diese Festsetzung gewährleistet, dass das anfallende Niederschlagswasser dem Naturhaushalt 
wieder zugeführt wird. 

12. Die Mindestabstandsfläche von 3 m kamz bis auf 1,25 m reduziert werden, wenn in den 
sich gegenüberliegenden Außenwänden keine Öffnungen vorhanden sind. 

Auf Grund der schmalen Flurstücke ist es nicht möglich eine Mindestabstandsfläche von drei 
Metern einzuhalten. Die Grundstücke sind sonst nicht bebaubar. Um Bebauungen an der 
Grundstücksgrenze zu verhindern, soll ein Mindestabstand zwischen den Wochenendhäusern 
die Beeinträchtigungen untereinander minimieren. 
Die Abstandsfläche muss von jeglicher Bebauung freigehalten werden. 
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13. Für Stellplätze und Parzellenzufahrten sind wasser- und luftdurchlässige Beläge zu 
verwenden, wie z.B. Rasengittersteine, wassergebundene Decken, wasserdurchlässiges 

Pflaster. 

Mit dieser Festlegung wird erreicht, dass die von der Versiegelung der Stellplätze und 
Parzellenzufahrten ausgehenden Einschränkungen der Bodenfunktion minimiert werden. 
Die Festsetzung verringert die Beeinträchtigung des Wasserhaushaltes durch die 
Versiegeltmg. 

14. Einfriedungen sind nur mit einheimischen standortgerechten Gehölzen der Pjlanzliste 
in Form von Hecken bis zu einer Höhe von 1,50 m oder als 1,20 m hohe offene 
Einfriedungen zulässig. 

Das Plangebiet ist geprägt von Einfriedungen in Form von Hecken. Um negative 
Einwirkungen von Einfriedungen auf das Landschaftsbild zu verhindern, sind diese Formen 
der Einfriedungen gewählt worden. 
Die P:flanzliste enthält standortgerechte heimische Gehölze, wie sie in der potentiellen 
natürlichen Vegetation vorkommen würden. Durch ihre Verwendung werden Lebensräume 
für die heimische Flora und Fauna geschaffen. 

15. Für Einfriedungen sind die in der P.flanzliste aufgeführten Bäume und Sträucher zu 
verwenden. 

Comus sanguinea 
Corylus avellana 
Euonymus europaeus 
Frangula alnus 
Hedera Helix 
Lonicera xylosteum 
Prunus spinosa 
Rhamnus cathartius 
Rosacania 
Rosa corymbifera 
Rosa rubiginosa 
Rubus caesius 
Alixaurita 
Saltx caprea 
Saltx cinerea 
Saltx triandra 
Saltx viminalis 
Sambucus nigra 
Viburnum opulus 
Ligustrum vulgare 

Echter Hartriegel 
Waldhase! 
Pfeffenhüttchen 
Faulbaum 
Gemeiner Efeu 
Gemeine Heckenki.rsche 
Schlehe 
Kreuzdom 
Hundrose 
Heckenrose 
Weinrose 
Kratzbeere 
Ohrweide 
Salweide 
Grauweide 
Mandelweide 
Korbweide 
Schwarzer Holunder 
Gewöhnlicher Schneeball 
Liguster 

Durch die Festsetzung, welche Bamn- und Straucharten zukünftig als Einfriedllllg gepflanzt 
werden sollen, soll gewährleistet werden, das typische Pflanzen unserer Region wieder 
verwendet werden. 
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7. Auswirkungen auf Natur und Landschaft 

Bei dem Plangebiet handelt es sich um ein mit Wochenendhäusern md Nebengebäuden 
bebauten Gebiet Es sollen keine neuen Wochenendhäuser gebaut werden. 
Die vorh. Wochenendhäuser haben zum großen Teil bereits bebaute Flächen von 50 m2 und 
zusätzliche Nebengebäude. 
Der aufgestellte Textbebauungsplan dient der bestandssichenden Bebam.mg. Es wird hier 
keine Erweiterung des vorh. Baurechts nach § 34 BauGB vorgenommen. 
Gemäß§ 13 (1) BauGB kann in einem Gebiet nach § 34 BauGB, in dem sich aus der 
vorhandenen Eigenart der näheren Umgebung ergebende Zulässigkeitsmaßstab nicht 
wesentlich verändert, das vereinfachte Verl'ahren angewendet werden. Davon macht die Stadt 
Angermünde Gebrauch. 
Im vereinfachten Verfahren wird von der Umweltprüfung nach§ 2 Abs. 4, von dem 
Umweltbericht nach § 2a und von der Angabe nach §3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen. § 4c ist nicht anzuwenden. 
Gemäß gemeinsamem Erlass des J\1inisteriums für Umwelt, Naturschutz und Raumordnung 
und des Ministeriums für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr vom 29.April 1997 zur 
Bauleitplanung und Landschaftsplanung (ABI. S.410) ist unter Nummer 5 (Ausnahmen) 
geregelt, das in diesem Fall auf einen Grünordmmgsplan verzichtet werden kann. 
Auch auf dieser Norm baut die vorhandene Planung auf. 
Für die beiden unbebauten Flurstücke 356 und 357 wird eine Eingriffs- und 
Ausgleichbilanzierung durchgeführt. 

Eingriff- und Ausgleichbilanzierung für die Flurstücke 356 und 357 
1. Bestand 

Flurstück 
356 
357 

2. Planung 

Flurstücksgröße 
460m2 

430m2 

Nutzung 
Clrün:fläche/ \Viese 
Clrün:fläche/ Wiese 

geplant sind pro Flurstück bei Einhaltung einer GRZ von 0,2 
1 Wochenendhaus mit einer Größe von 50 m2 

1 Nebengebäude mit einer Größe von 6 m2 

1 Carport mit einer Größe von 20 m2 

3. Beeinträchtigungen 

Bodenversiegelung 

Flurstück 
356 
357 

Biotopverlust 

bedingt durch 
SOGRZ0,2 
SOGRZ0,2 

Größe 

Größe 
92m2 

86m2 

Bewertung 
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Grünfläche mit Einzelbäumen 178 m2 allg. Bedeutung 

4. Vermeidungsmaßnahmen 
- Wiederveiwendung des abgetragenen Oberbodens auf dem Grundstück 
- Minimierung der Bodenversiegelung durch das Ausführen der Stellplätze und 

Parzellenzufahrten mit wasser- und luftdurchlässigen Belägen 
- Regenwasserversickenmg auf dem Grundstück 
- Erhaltung vorh. Bäume und Sträucher 

5. Ausgleichsmaßnahmen 

Baumpflanzung 
- je Flurstück sind zwei Obstbäume, Halb- oder Hochstamm (alte 

uckermärkische Sorten), zu pflanzen 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass der Eingriff als ausgeglichen betrachtet werden 
kann. 
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